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In  den  vergangenen  Jahrzehnten  wurden  weltweit  viele  juristische  und
gesellschaftliche  Zugeständnisse  seitens  der  Herrschenden gemacht  oder
seitens der LGBTIA-Bewegung erkämpft.  In Deutschland haben seit  2017
beispielsweise gleichgeschlechtliche Paare die Möglichkeit, eine zivile Ehe zu
schließen. Auch in 22 weiteren Staaten wie den USA, Irland oder Südafrika
können gleichgeschlechtliche Paare heiraten, also die gleichen bürgerlichen
Rechte  wie  Heteropaare  wahrnehmen.  Allerdings  heißt  die  gestiegene
formelle Akzeptanz nicht, dass es in diesen Ländern keine Diskriminierung
von Homosexualität im Alltag gibt. Auch darf man nicht außer Acht lassen,
dass in mehr als 70 Staaten, also im Großteil der Welt, auf homosexuelle
Handlungen  eine  Gefängnis-  oder  sogar  die  Todesstrafe  steht.  Daneben
kommt in der öffentlichen Wahrnehmung die rechtliche und soziale Lage von
Inter- und Trans-Menschen zu kurz.

Situation von Transgendern …
Der  Begriff  Transgender  wurde  vor  allem  von  John  F.  Oliven  von  der
Columbia University in seiner Arbeit „Sexual Hygiene and Pathology“ aus
dem Jahre 1965 geprägt. Dieser ist weiter gefasst als der der Transsexualität
und  gleichzeitig  auch  zutreffender,  denn  bei  Gender  (sozialem  /
psychologischem Geschlecht) handelt es sich natürlich um Identität und nicht
um Sexualität. Der Begriff Transgender schließt aber auch all diejenigen mit
ein,  die sich non-binär nennen, sich also weder eindeutig männlich noch
eindeutig weiblich identifizieren.  Studien zufolge sind bis  zu 0,26 % der
Menschen trans, wobei die Dunkelziffer wesentlich größer sein dürfte. Dies
hat vor allem mit einer gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas, aber
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auch teilweise mit staatlichen Repressionen zu tun. Außerdem ist auch die
erschreckend hohe Suizidrate unter Trans-Personen auffällig. Demnach hat
in  Großbritannien  Umfragen  zufolge  fast  die  Hälfte  aller  jugendlichen
Transgender einen oder mehrere Selbstmordversuche hinter sich und laut
einer kanadischen Untersuchung haben im Bundesstaat Ontario bereits 78 %
alles Trans-Personen einen oder mehrere Versuche unternommen, sich das
Leben zu nehmen.

Wenn  man  nun  die  rechtliche  Situation  von  Trans-Personen  allein  in
Deutschland betrachtet,  stößt  man zunächst  auf  einen riesigen,  kaum zu
durchblickenden Paragraphendschungel. Das liegt einerseits an dem großen
bürokratischen Aufwand im Falle einer Geschlechtsangleichung, andererseits
an den vielen juristischen Schwächen des Transexuellengesetzes (TSG). Das
TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im Laufe der Jahre häufig geändert, da
v ie l e  Inha l te  au f  Beschwerden  von  Be t ro f f enen  h in  vom
Bundesverfassungsgericht  für  verfassungswidrig  erklärt  wurden.
Beispielsweise durften Personen unter 25 Jahren im ersten Entwurf des TSG
weder  eine  Vornamensänderung  („kleine  Lösung”)  noch  eine
Personenstandsänderung („große Lösung”) durchführen. Auch ging das TSG
ursprünglich  davon  aus,  dass  alle  Trans-Personen  heterosexuell  seien.
Folglich  konnte  die  „kleine  Lösung”,  also  die  Vornamensänderung,  vom
Gesetzgeber  wieder  rückgängig  gemacht  werden,  wenn  die  Person  eine
andere des gleichen Geschlechts heiratete oder innerhalb von 300 Tagen
nach der Namensänderung ein Kind bekam. Eine der heftigsten Forderungen
des TSG an die betroffenen Personen war aber der erforderliche Nachweis
einer Sterilisation, um den Personenstand ändern lassen zu können. Noch bis
2011 wurde das TSG auf diese Weise umgesetzt und bis heute kann der
Personenstand  nicht  rückwirkend,  also  auch  auf  der  Geburtsurkunde,
geändert  werden.  Neben  dem  Paragraphendschungel  stellt  die
Kostenübernahme durch die Krankenkassen ein Problem dar. Diese sind zwar
gesetzlich  zur  Kostenübernahme  verpflichtet.  Welche  Eingriffe  und
Behandlungen  die  Kassen  aber  tatsächlich  übernehmen,  variiert  stark.
Generell  ist  die  Bürokratisierung  des  Verfahrens  –  allein  für  eine
Vornamensänderung  –  eine  unzumutbare  Belastung.  Die  Person  muss
demnach mindestens drei Jahre in der Geschlechterrolle „leben”, der sie sich



„zugehörig” fühlt,  und sich diese „Zugehörigkeit” von zwei unabhängigen
Gutachter_Innen vor dem Amtsgericht bestätigen lassen. Für Jugendliche, die
ihr Geschlecht angleichen wollen, gibt es daneben noch eine andere Hürde:
die eigenen Eltern. Denn für die Einnahme von Hormonen oder Operationen
braucht man die deren Erlaubnis und ist somit deren Willkür ausgesetzt. Das
Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper wird also -in allen Fällen,
massiv beschnitten.

… und Inter-Personen
Intersexuell sind Menschen, die weder dem biologisch männlichen noch dem
weiblichen  Geschlecht  eindeutig  zugeordnet  werden  können.  Das  kann
genetische, anatomische und hormonelle Ursachen haben. Schätzungsweise
kommt jedes tausendste Kind intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser Menschen wurden vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen Tag
zwangsweise hormonell behandelt, genital verstümmelt, sterilisiert und für
eine binäre Geschlechterordnung „passend“ gemacht – das alles in einem
Alter, in dem es unmöglich zu wissen ist, wie sich die Person selber sieht
bzw. sich entwickeln würde.

Diese brutale Praxis geht auf die These des Psychologen John Money aus den
1950er Jahren zurück. In seiner „Optimal Gender Policy“ behauptete er, dass
man Kinder zu Männern oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn man nur die
körperlichen Besonderheiten vor dem zweiten Lebensjahr einem der beiden
Geschlechter  angleiche.  Auch  wenn  Forschungen  belegen,  dass  die
Geschlechtsidentität von den körperlichen Merkmalen losgelöst sein kann
und viele der zwangsoperierten, intersexuellen Menschen lebenslang unter
Depressionen, körperlichen Schmerzen und Traumata zu leiden haben, hält
sich diese These in der Medizin teilweise noch heute. So heißt es in einem
laut  Amnesty  International  erst  2013  neu  aufgelegten  Fachbuch  für
Kinderärzt_innen: „Die operative Korrektur soll so früh durchgeführt werden,
dass die Mädchen sich später ihrer Intersexualität nicht erinnern, also im
Säuglingsalter, spätestens im zweiten bis dritten Lebensjahr.“

In  Deutschland  gab  es  rechtlich  gesehen  2013  eine  Reform  des



Personenstandsgesetzes. Diese beinhaltete, dass, wenn das Kind weder dem
weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden kann, es
ohne eine solche Angabe in das Geburtenregister eingetragen werden darf.
Während liberale Teile des Bundestages dies als großer Erfolg feierten und
Volker Beck gar von einer „kleinen Revolution“ sprach, gab es schon damals
seitens der Betroffenenverbände Kritik an dieser Reform. Erst ab dem 10.
Oktober  2017  war  die  Eintragung  als  „inter“  oder  „divers“  im
Geburtenregister möglich,  was ein Fortschritt  ist,  aber weiterhin an rein
körperlichen Merkmalen festgemacht  wird  und damit  nicht-binäre  Trans-
Personen  ausschließt.  Ein  ausdrückliches  Verbot  von  medizinisch  nicht
notwendigen, kosmetischen Genitaloperationen an Kindern gibt es bis heute
nicht.

Was  hat  das  Ganze  denn  jetzt  mit  der
bürgerlichen  Gesellschaft  zu  tun?
Ob nun durch konservative Politiker_Innen, religiöse Institutionen, Medien
oder  Werbung:  Die  Gesellschaft  reproduziert  tagtäglich  ein  reaktionäres
Familienbild. In der bürgerlichen Familie sind die Rollen klar verteilt: Der
Mann ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls
noch etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt
und die Kindererziehung kümmert.

Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine Ideologie, die für
den Kapitalismus besonders praktikabel ist. So werden durch das Idealbild
der Familie die Erbschaftverhältnisse der Herrschenden geregelt, während
die  ganze  Reproduktionsarbeit  der  Arbeiter_Innenklasse  unentgeltlich  im
Privaten  stattfindet.  Menschen,  die  nun  nicht  in  dieses  cis-  und
heteronormative  Gesellschaftsbild  hineinpassen,  sind  der  bürgerlichen
Gesellschaft  natürlich ein Dorn im Auge, denn mit  ihrer bloßen Existenz
stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es „natürlich“ scheint,
dass Männer arbeiten, Frauen Hausarbeit verrichten, und es normal ist, dass
nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen.

Auch wenn schon einige Errungenschaften erkämpft worden sind und die



gesellschaftliche  Akzeptanz  von  Trans-und  Inter-Personen  in  den  letzten
Jahren leicht gestiegen ist, so ist diese Entwicklung mit Vorsicht zu genießen.
Zum einen sind noch längst nicht alle Rechte erstritten worden, zum anderen
ist auch ein Rollback in Bezug auf Geschlechterrollen zu beobachten. Der
politische Rechtsruck,  der international  verbreitet  ist  und in Deutschland
seinen Ausdruck im Erstarken der AfD findet, stellt eine große Gefahr für die
Errungenschaften der  LGBTIA-Bewegung dar.  Da Trans-  und Interphobie
unmittelbar  mit  der  Existenz  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  also  der
kapitalistischen Klassengesellschaft verbunden sind, reicht es nicht aus, sie
nur separat bekämpfen zu wollen. Man muss diesen reaktionäre Ideologien
ihre materielle Basis entziehen, also den Kampf gegen LGBTIA-Feindlichkeit
mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbinden.

Wir wollen gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen
ungeachtet  ihres  biologischen  oder  gesellschaftlichen  Geschlechts
gleichberechtigt  und  gefahrenfrei  leben  können.  Daher  fordern  wir:

–  Intersex  ist  eine  Identität!  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,
kosmetischer  Genitaloperationen  an  Kindern!

– Kostenlose Beratung und operative, geschlechtsangleichende Behandlung,
wenn  dies  von  der  betroffenen  Person  gewünscht  wird!  Für  das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper!

–  Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite
Aufklärungskampagnen und Selbstverteidigungskomitees der Unterdrückten
in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung!

–  Für  das  Recht  auf  gesonderte  Treffen  in  den  Organisationen  der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben und gegen diskriminierendes und chauvinistisches Verhalten
vorzugehen!



Lets  Talk  About  Sex  –  Teil  1:
Sexualerziehung

Leonie Schmid
Es gibt wahrscheinlich wenige Themen, die so widersprüchlich behandelt
werden wie Sex. Einerseits gilt es nach wie vor als anstößig oder peinlich,
darüber ernsthaft zu reden. Andererseits ist unsere Gesellschaft durch und
durch sexualisiert. In so gut wie jeder zweiten Werbung wird indirekt mit Sex
geworben, selbst wenn das zu vermarktende Produkt absolut nix damit zu
tun  hat.  Ob  leichtbekleidete  Frauen  (deren  Gesichter  aber  meist  nicht
auftauchen),  die Limo/Bier trinken,  oder Parfüm, was jede Frau verrückt
macht.

Neben der Voraussetzung, um Kinder zu kriegen, was natürlich notwendig
ist, um die Gesellschaft zu erhalten, ist Sex also weitaus mehr. Sex wird als
Ware angeboten in Form von Pornos, Stripclubs usw.
Die Widersprüchlichkeit des bürgerlichen Verständnisses von Sexualität zeigt
sich besonders krass in eher religiös geprägten Ländern wie Malaysia. Dort
leben Frauen massiv in den Haushalt zurückgedrängt, teilweise schreibt der
Staat ihnen vor, sich zu verschleiern und trotzdem gibt es unzählige Bordelle
und Nachtclubs für Sextourist_Innen. Auch hier werden Frauen und Sex mit
zweierlei Maß gemessen.

Sex  wird  hierzulande  auch  im Biounterricht  kaum behandelt,  obwohl  es
gerade für Heranwachsende ein sehr relevantes Thema ist. Es beschränkt
sich auf anatomisches Grundwissen sowie auf die Lebensrealität von Heteros
und lässt andere Lebens- und Liebesmodelle komplett außen vor. Ganz im
Sinne:  Frau  und  Mann  paaren  sich,  dem  Kapitalismus  wurden  neuen
Arbeitskräfte  geschenkt.  Angelegenheiten,  die  mehr  mit  der  eigenen
sexuellen Identität zu tun haben und mehr Fragen aufwerfen, also wie genau
der geschlechtliche Akt vollzogen wird,  werden völlig außen vorgelassen.
Dies hinterlässt nicht nur bei überzeugten Heteros Unzufriedenheit, sondern
klammert  jegliche  andere  Form  von  Sexualität  völlig  aus.  Nicht
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verwunderlich  ist  es,  dass  nach  dieser  Unsichtbarmachung  LGTBIA*-
Menschen weniger Akzeptanz und Toleranz entgegengebracht wird.  Auch
das konsequente Alleinlassen der Jugendlichen mit ihrer Selbstfindung kann
nicht nur bei LGTBIA*-Jugendlichen im schlimmsten Fall  zu gravierenden
psych i schen  Prob lemen  führen .  Methoden ,  d i e  über  d i e
Empfängnisverhütung hinausgehen,  wie  Oralschutztücher,  bleiben  ebenso
verschwiegen. Und auch Inhalte wie Vergewaltigungen (bzw. was überhaupt
eine  Vergewaltigung  ist),  sexualisierte  Gewalt  und  Konsens  werden
ausgeblendet.  Somit  kann  es  schnell  zu  sexualisierter  Gewalt  unter
Jugendlichen kommen, da ihnen keine Instrumente an die Hand gegeben
werden, durch die sie über Sex reden können und ein Einvernehmen geben
bzw.  einfordern  können.  Das  ist  insofern  problematisch,  als  dass
(jugendliche) Täter_Innen eventuell gar nicht wissen und merken, dass eine
sexuelle Grenzüberschreitung falsch, gefährlich und verletzend ist und die
geschädigten Personen gar nicht einordnen können, was ihnen passiert ist,
wie sie dagegen vorgehen können und sie letztendlich sogar in Depressionen
verfallen können.

Sex in der bürgerlichen Gesellschaft bedeutet nicht nur ein bisschen Spaß
haben  und  Kinder  kriegen.  Oftmals  wird  er  als  sexist isches
Unterdrückungsmittel  in einer Beziehung genutzt,  beispielsweise in Form
von  Vergewaltigungen  oder  sexueller  Gewalt,  aber  auch  in  Form  von
erzwungener Monogamie.
Eine  weitere  Form  der  sexualisierten  Unterdrückung  stellt  dabei  die
Zwangsprostitution dar.  Viele  verurteilen sie,  viele  Mädchen und Frauen
weltweit leiden tagtäglich darunter und trotzdem lassen sich eine Vielzahl
von Menschen durch erzwungenen Sex „beglücken“. Das Prinzip von Sex als
kapitalistische Ware verkennt dabei gleichzeitig die Tatsache, dass es auch
Sexarbeiter_Innen gibt, die Sex freiwillig als Dienstleistung anbieten. Diese
Frauen*  und  Männer*  werden  gerne  mal  von  der  Gesellschaft
ausgeschlossen.  Gerade  deswegen  ist  auch  hier  Aufklärung  und  eine
Enttabuisierung  wichtig,  um  jenen,  die  es  freiwillig  und  selbstbestimmt
machen,  einen  sicheren  Ort  frei  von  miesen  Zuhälter_Innen,
Geschlechtskrankheiten  und  anderen  Gesundheitsrisiken,  unfairer
Bezahlungen  und  Vergewaltigungen  zu  bieten.



Auch Themen wie Vergewaltigungen und Konsens müssen behandelt werden.
Desweiteren sollte auch Toleranz gegenüber Sexualleben und Beziehungen
von jedem Menschen bestehen. Das heißt, dass selbstverständlich LGTBIA*-
Beziehungen und andere,  nicht  monogame Beziehungen (wie Polyamorie)
legal  und gleichgestellt  sein  und öffentlich  nicht  verurteilend dargestellt
werden müssen.  Ebenso sollte  kein Mensch,  und besonders  Frauen*,  als
„schlampig“ oder „nuttig“ verurteilt werden, nur weil besagte Person Sex mit
unterschiedlichen Partner_Innen hatte und hat.

Es lässt  sich also aufzeigen,  dass in  der bürgerlichen Gesellschaft  keine
einheitliche  Sexualmoral  existiert  und  es  ist  natürlich  logisch,  dass  die
aktuelle  Auseinandersetzung mit  Sex und das Bewusstsein  für  Sexualität
alles andere als links oder revolutionär ist.

Wir müssen darüber reden und deswegen ist dieser Beitrag nur ein Anfang
einer  Artikelreihe  zu  diesem  Thema.  Denn  mit  einer  befreiten  und
klassenlosen Gesellschaft muss es auch eine befreite Sexualität geben, das
heißt, dass es nicht mehr als verwerflich gelten kann, wenn mensch offen
über  Sex  spricht,  es  genug  bedürfnisgerechte,  weitreichende  und
verständnisvolle Aufklärung gibt, in welcher der Fokus nicht mehr auf nur
auf Heterosexualität liegt, und die Ware Sex auch anders behandelt wird. Sex
und Begehren muss mehr sein als Mittel zur Reproduktion, sondern Spaß
machen.  Zudem müssen Frauen* dazu animiert  werden,  ihren Körper zu
lieben,  egal  wie  er  aussieht,  denn  auch  das  wird  in  der  bürgerlichen
Gesellschaft oft wenig geduldet und dank unrealistischer Schönheitsbilder
stark gemaßregelt.

Der CSD – buntes Treiben oder
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Kampftag für LGBTIA* Rechte?
VON LEONIE SCHMIDT
Laute Technomusik, viele buntgeschminkte Menschen und über ihnen wehen
Fahnen, meist im Spektrum des Regenbogens. Ebenso sieht man Wagen von
Initiativen sowie Ländern und Konzernen. Alle zusammen feiern eine riesige
Party der LGBTIA*-Rechte. Die Rede ist vom Christopher Street Day.

 

Der Ursprung
 

H ä u f i g  i s t  d e r  U r s p r u n g  d e s  C S D  n u r  n o c h  w e n i g e n
Demonstrationsteilnehmer_Innen  wirklich  bewusst.  In  den  1960er  Jahren
hatte es in New York immer wieder übermäßige Razzien in Bars für Trans-
und Homosexuelle gegeben. Vor allem Afro- und Lateinamerikaner_Innen traf
die Schikane der Polizist_Innen. So auch im Stonewall Inn, in der New Yorker
Christopher Street, wo eine Polizeikontrolle durchgeführt wurde und auch
Anwesende verhaftet worden sind. Doch zum ersten Mal in der Geschichte
der LGBTIA*-Bewegung ließen sich die sexuell Unterdrückten die Prozedur
nicht gefallen – dies ist als Stonewallaufstand in die Geschichte eingegangen.
Vornehmlich  afro-  und  lateinamerikanische  Drags,  Transmenschen  und
Homosexuelle wehrten sich. Sie konnten die Polizei vertreiben, aber dafür
griff diese im Laufe der Nacht einige Drags und Transmenschen auf und
misshandelten sie. Daraufhin kam es in den nächsten Tagen zu größeren
Demonstrationen  und  kämpferischen  Auseinandersetzungen  rund  um das
Stonewell Inn.

 

Der  CSD wurde  als  eine  Art  Gedenktag  angesetzt  und  wird  heutzutage
hauptsächlich als „Gay Pride“ begangen. Dabei geht es vor allem darum, die
eigene sexuelle und geschlechtliche Identität nach außen zu tragen. Das an
sich soll hier nicht kritisiert werden. Was aber scheinheilig ist, ist dass auch
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Parteien und Konzerne mitlaufen, obwohl ihre Politik oftmals zu Ungunsten
der  LGBTIA*-Community  ist  und  gleichzeitig  eine  Entpolitisierung  des
P r o t e s t e s  s t a t t f i n d e t .  Z u d e m  i s t  d i e  I g n o r a n z  d e r
Demonstrationsteilnehmer_Innen gegenüber der weitreichenderen sexuellen
Unterdrückung anzumerken. Denn diese ist nicht nur im Alltag vorhanden,
wie oft von Redner_Innen auf dem CSD beschrieben wird (wenngleich diese
natürlich  auch  äußerst  unangenehm  und  zu  bekämpfen  ist),  sondern
hauptsächlich  strukturell  angesiedelt.

 

Die Situation heutzutage
 

Auch Deutschland ist  nicht  so  offen gegenüber  einem Leben fernab der
heterosexuellen Norm wie es gerne vorgibt zu sein. So ist es zu bemängeln,
dass mensch im Aufklärungsunterricht in der Schule nie wirklich etwas über
queeren Sex hört oder gar erklärt bekommt, wie beispielsweise Safer Sex
aussieht, wenn man sich nicht vor Schwangerschaften schützen muss und
auch  kein  Kondom  zum  Einsatz  kommen  kann.  In  vielen  Ländern  sind
LGBTIA*s  auch  staatlichen  Gewalttaten  ausgesetzt,  unter  anderem  in
Russland,  wo  in  den  letzten  Jahren  eine  regelrechte  Hetzjagd  auf
Homosexuelle  durchgeführt  wurde.  Zurzeit  werden  besonders  in
Tschetschenien,  vom  dortigen  Ministerpräsidenten  Kadyrow  unterstützt,
Schwule verschleppt, misshandelt und letztendlich in Lagern ermordet. Auch
in den USA geht es für LGBTIA*s nicht gerade lustig zu: alleine im Jahr 2017
gab es bisher 9 Morde, vornehmlich an Trans*Frauen of Color.

 

Gleichzeitig werden aber auch Länder glorifiziert, bei denen es angeblich
ganz fortschrittliche und tolle Rechte für sexuell Unterdrückte gibt. In Teilen
der deutschen Linken und der liberalen LGBTIA* Bewegung ist es nämlich
nichts ungewöhnliches, wenn Israel für sein tolles Engagement im queeren
Bereich verehrt wird. Pinkwashing nennt sich das. Es soll  aufzeigen, wie



modern und progressiv ein Staat ist und wie im Fall Israels davon ablenken,
dass gleichzeitig die Menschenrechte der Palästinenser_Innen, und seien sie
noch so queer, mit Füßen getreten werden und soll außerdem die queeren
Menschen von anderen,  ebenfalls  unterdrückten Gruppen isolieren.  Auch
wird  der  direkte  Vergleich  zu  angeblich  barbarischen  und  homophoben
Gruppen gezogen, um diese weiterhin zu unterdrücken. Somit kann eben
zum Beispiel die israelische Regierung ihren Kolonialismus vorantreiben und
die Islamophobie propagandistisch ausnutzen. Sicher, in der arabischen Welt
gibt es immer noch Homophobie, aber genauso ist es überall auf der ganzen
Welt, weil es leider nach wie vor ein universelles Problem ist. Pinkwashing ist
und bleibt also ein Instrument zur Spaltung.

 

Für uns ist klar, dass es im Kapitalismus nicht möglich sein wird, sich von
sexueller Unterdrückung, genau wie von Sexismus, zu befreien. Durch die
Notwendigkeit  der  bürgerlichen  Familie  (Mutter,  Vater,  Kinder)  im
kapitalistischen  System  wird  auch  diese  immer  die  Norm  bleiben  und
besonders geschützt werden, während LGBTIA*-Familien oder Beziehungen
immer  als  unnatürlich  bezeichnet  werden.  Erst  auf  dem  Weg  zum
Kommunismus  über  den  Sozialismus  kann  sich  dieser  gesellschaftliche
Widerspruch  auflösen.

 

Was tun?
Aufgrund  der  strukturellen  Unterdrückung
von  LGBTIA*s  ist  es  aber  gerade  wichtig,
dagegen anzukämpfen und auf dem CSD nicht
nur zu feiern, dass man „anders“ ist. Es reicht
eben nicht aus, ein paar Regenbogenfahnen zu
schwingen und durch die Straßen zu tanzen.



Nein, für die Rechte der LGBTIA*s muss aktiv
und zur Not auch militant eingetreten werden.
Auch  und  besonders  von  Seiten  der
heteronormativen Gesellschaft. Der CSD muss
wieder  kämpferisch  werden!  Trotzdem muss
der Kampf gegen sexuelle Unterdrückung als
ein  täglicher  Kampf  angesehen werden,  der
nicht nur einmal jährlich,  sondern bei allen
politischen Fragen egal ob Flucht, Armut oder
Bildung  geführt  werden  muss.  Gleichzeitig
kann  auch  dieser  Kampf  nur  gewonnen
werden,  wenn  er  eingebettet  ist  in  den
gemeinsamen  Kampf  aller  Unterdrückten
weltweit.
 

Wir fordern:

 

Volle  Legalisierung  von  LGBTIA*  weltweit  und  gleiche  Rechte  in
ihren Beziehungen (finanzielle Gleichstellung, Adoptionsrecht)!dass
im  Aufklärungsunterricht  LGBTIA*-Beziehungen  und
Heterosexualität  gleichwertig  dargestellt  und  gleich  ausführlich
behandelt  werden!
Selbstverteidigungskomitees für LGBTIA*s gegen Übergriffe und das
Caucusrecht in der Arbeiter_Innenbewegung!



Nein  zur  Verschärfung  von
Abtreibungsgesetzen!
SVEA HUALIDU

Im  September  letzten  Jahres  sollten  Polens  Abtreibungsgesetze  stark
verschärft  werden.  Auslöser
dafür  war  eine  Bürgerinitiative  von  Ordo  Iuris,  einer  „Lebensschutz“
organisation,  welche  eine  5-
jährige  Haftstrafe  für  Abtreibungen  forderte.  Zudem  sollte  es  auch  ein
Verbot der „Pille danach“
geben, und auch bei Vergewaltigungen oder Lebensgefahr des Kindes sollte
das Gesetz gelten.
Polen,  welches  damals  schon  die  strengsten  Abtreibungsregeln  in  ganz
Europa hatte, wird seit 2015
von  der  rechtspopulistischen  Partei  PiS  regiert.  Diese  unterstützte  die
Bürgerinitiative zu Anfang.
Als  jedoch  zum  sogenannten  „schwarzen  Protest“  mehr  als  100.000
Menschen  gegen  das  Gesetz
protestierten und viele Frauen dafür die Arbeit niederlegten, sprach sie sich
bei der Abstimmung
dagegen  aus.  Dies  passierte  jedoch  nicht  aus  einem  spontanen
antisexistischen  Bewusstsein,
sondern um laut eigener Aussage ihre Chancen bei der kommenden Wahl zu
verbessern. Zudem soll
es trotz der Gesetzesablehnung ab diesem Jahr ein Hilfsprogramm für Mütter
geben, welche sich
trotz einer „schwierigen Schwangerschaft“ für die Kinder entscheiden. Eine
Infokampagne für den
„Schutz des Lebens“ ist ebenfalls vorgesehen. Somit haben Frauen, die aus
den verschiedensten
Gründen und oftmals auch nicht freiwillig schwanger geworden sind, nur
scheinbar die Wahl, ob sie

https://onesolutionrevolution.de/nein-zur-verschaerfung-von-abtreibungsgesetzen/
https://onesolutionrevolution.de/nein-zur-verschaerfung-von-abtreibungsgesetzen/


ihr Kind behalten oder nicht.

Doch nicht nur in Polen wird um das Recht auf Abtreibung gekämpft. Auch in
Spanien gibt es seit
e i n i g e n  J a h r e n  i m m e r  w i e d e r  P r o t e s t e  a u f  G r u n d  v o n
Gesetzesverschärfungen.  2013  sollte  dort  von
Seiten  der  konservativen  Regierung  aus  der  Schwangerschaftsabbruch
wieder  als  Delikt  eingeführt
werden. Somit wäre eine Abtreibung, ähnlich wie in Polen, nur unter der
Bedingung möglich, wenn
das  Leben  von  Kind  oder  Mutter  gefährdet  ist.  Als  am  8.  März,  dem
internationalen
Frauenkampftag,  jedoch ebenfalls  tausende Spanier_Innen auf  die Straße
gingen, um für die
körperliche Selbstbestimmung der Frauen einzustehen, löste das eine heftige
Debatte im Parlament
aus. Verknüpft mit weiteren Streiks auf Grund einer neuen Arbeitsreform, die
ebenfalls eingeführt
werden sollte, entschied sich Ministerpräsident Rajoy gegen das vollständige
Gesetz. Trotzdem
dürfen seit 2015 Mädchen unter 18 Jahren keine Abtreibungen mehr ohne
die Erlaubnis ihrer Eltern
vornehmen.  Daraus  lässt  sich  erahnen,  dass  auch  dieser  Versuch  zur
Einschränkung von
Frauenrechten nicht der letzte gewesen sein wird.

Wenn Abtreibung also nicht erlaubt ist, müssen sich diese Frauen oftmals
alternative Möglichkeiten
suchen. Beispielsweise reisen sie in andere Länder, um dort Abtreibungen
vornehmen zu lassen. Da
jedoch sogar diese Möglichkeit nicht immer gegeben ist,  sterben jährlich
viele Frauen bei
Eingriffen,  welche  sie  selbst  vornehmen  oder  unter  schlechtesten
Bedingungen  von  Amateur_Innen



bekommen, den sog. Engelmacher_Innen.

Auch in den USA steht ein Kampf um die Abtreibungsgesetze an. Trump trat
bereits seine
Kandidatur  mit  der  Ankündigung  an,  die  Gesetze  dahingehend  zu
verschärfen.  5  Tage  nach  seinem
Amtsantritt unterschrieb er dann ein Dekret, welches Finanzhilfen für
Nichtregierungsorganisationen  verbietet,  die  Abtreibungen  unterstützen.
Dieses  Gesetz  gab  es
bereits unter den republikanischen Präsidenten Ronald Reagan und George
W. Bush.
Einen Tag später fand der „Women’s March“ statt. Hierbei versammelten
sich über 500.000
Menschen in Washington, um gegen Trump zu demonstrieren. Sie forderten
unter anderem die
Beibehaltung des Rechts auf Abtreibung sowie gleiche Bezahlung für Männer
und Frauen. Aber
nicht  nur  in  Amerika  fanden  Proteste  statt,  weltweit  gab  es  670
Demonstrationen  mit  2  Millionen
Teilnehmer_Innen.

Aktuelle Lage in Deutschland

Wenn es auch oftmals anders scheint, in Deutschland sieht die Rechtslage in
Bezug aufAbtreibungen auch nicht viel besser aus. Laut Paragraph 218 im
Strafgesetzbuch ist ein
Schwangerschaftsabbruch nämlich dann schon illegal, wenn frau a) eine Frist
von 12 Wochen
überschreitet  und b)  sich  vorher  keiner  vermeintlich  neutralen Beratung
unterzieht. Oftmals sind
diese jedoch kirchlich geprägt und versuchen somit, Frauen eher von einem
Schwangerschaftsabbruch  abzuraten.  Zudem  händigen  sie  immer  wieder
keine Beratungsscheine



aus, wenn das Ergebnis für sie nicht zufriedenstellend ist. Wenn solch eine
Beratung nicht
stattfindet und trotzdem eine Abtreibung vorgenommen wird, kann das bis zu
5 Jahre Gefängnis für
die schwangere Frau oder den/die Arzt/Ärztin bedeuten.

Ein  weiteres  Druckmittel  ist  der  jährlich  stattfindende  „Marsch  für  das
Leben“, welchen es
mittlerweile in Deutschland, den USA, Frankreich, der Schweiz, Peru und
Polen gibt. Hierbei
ziehen tausende Menschen schweigend und mit Kreuzen in der Hand durch
die Stadt und fordern
unter anderem ein generelles Verbot von Abtreibungen. Die Modelle von
ungeborenen Föten,
welche sie dabei hochhalten, sollen Frauen ein noch schlechteres Gewissen
machen, als diese
oftmals sowieso schon haben.

Hintergründe

All diesen Beispielen ist jedoch etwas gemeinsam: Frauen wird das Recht auf
Selbstbestimmung
über ihren Körper genommen und damit ein Großteil ihrer Unabhängigkeit
vom Mann. Männer
beispielsweise sind nicht gezwungen, Vaterschaftsurlaub zu nehmen, Frauen
müssen hingegen die
ersten Monate  nach der  Geburt  zu  Hause bleiben.  Solange sind sie  auf
staatliche Unterstützung oder
die  ihres  Partners  angewiesen.  Wenn sie  dann  überhaupt  wieder  in  die
Arbeitswelt zurückkehren, ist
es meist schwierig, für sie überhaupt einen Job zu bekommen, sobald sie
erwähnen, dass sie Kinder
haben.



Bei  Abtreibungen  jedoch  entscheiden  festgeschriebene  Gesetze  hierbei
pauschal  über  Einzelfälle,
statt den Betroffenen selbst die Möglichkeit zu geben, für sie angemessen
mit der Situation
umzugehen. Dabei kann durchaus eine Entscheidung für einen Abbruch die
bessere für Frau und
Kind sein.

Das  Abtreibungsgesetz  ist  bereits  seit  1871  gültig,  es  existiert  aber  in
modifizierter Form bis heute.


